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Einleitung

Als Präsident Jacques Chirac am 23. Februar 1996 seine Entscheidung bekannt gab, die französischen Streitkräfte erheblich zu verkleinern und im Laufe der kommenden sechs Jahre in eine Berufsarmee umzuwandeln, fachte dies auch in Deutschland eine sicherheitspolitische Debatte neu an, die, anders als bei früheren Gelegenheiten, nicht wieder zu verstummen scheint. Während die meisten Repräsentanten der „alten“ politischen Parteien weiterhin für die Beibehaltung der Wehrpflicht plädieren, ist doch die Zahl derer gewachsen, die eine Nachahmung des französischen Beispiels empfehlen. Daher konnte es nicht ausbleiben, daß sich der innenpolitische Streit um diese für das Selbstverständnis der Bundesrepublik Deutschland so wichtige Frage seither deutlich verschärfte, und kaum eine Woche vergeht, in der nicht eine mehr oder weniger neue Idee dieses facettenreichen Themas kontrovers diskutiert wird. Hinzu kommen auch angesichts der Haushaltslage finanzpolitische Überlegungen.

In der Tat verdienen die im Rahmen der aktuellen Debatte hervorgebrachten Argumente eine genaue Überprüfung. Darauf weist uns nicht nur die Tatsache hin, daß die weltpolitische Epoche, in der die Legitimation der deutschen Streitkräfte (dazu später mehr) vornehmlich darin bestand, nicht zum Einsatz kommen zu müssen, hinter uns liegt.

Es wird nunmehr notwendig sein, einen gesellschaftlichen Konsens darüber zu finden, welche Aufgaben die Bundeswehr zu Beginn des kommenden Jahrhunderts übernehmen soll und welche Armee am besten geeignet ist, diese Aufgaben zu erfüllen. Nahezu acht Jahre nach wiedererlangter voller Souveränität Deutschlands gilt es zudem, der deutschen Sicherheitspolitik endlich eine feste Orientierung zu geben.

Das Ziel dieser Arbeit ist es, die Alternativfähigkeit einer Freiwilligenarmee gegenüber einer Wehrpflichtarmee zu überprüfen.

Bevor die Frage der Wehrform Wehrpflicht und einer bestehenden Alternative geprüft werden kann, müssen Grundlagen, auf denen die deutschen Streitkräfte bestehen, definiert werden. 

Ausgehend von der Frage der Legitimation der deutschen Streitkräfte und dem Schutzgut staatlicher Sicherheitspolitik soll die Frage gestellt werden, ob Bundeswehr und die Wehrform Wehrpflicht eine untrennbare Verbindung darstellen. Dabei erscheint der Weg, zwischen Demokratie und Allgemeiner Wehrpflicht generell eine untrennbare Verknüpfung herzustellen, als unzulässig, will man der Untersuchung nicht das Ergebnis vorwegnehmen. Dazu ist es erforderlich, sich die Anfänge der Wehrpflicht in einem kurzen historischen Abriß vor Augen zu führen.

Anschließend wird die Verfassungsmäßigkeit der Wehrform Wehrpflicht, die von einigen Seiten in Frage gestellt wird, geklärt.

Bevor die Wehrform Berufsarmee bzw. Freiwilligenarmee als mögliche Alternative zur Wehrpflicht betrachtet werden kann, muß in einem vorherigen Schritt die Integration der Bundeswehr in die Gesellschaft sowohl begrifflich als auch inhaltlich untersucht werden. Die Frage der Integration der Streitkräfte eines demokratischen Staates in die Gesellschaft besitzt eine zentrale Bedeutung.

Hier wird bereits auf Aspekte der beiden Wehrformen eingegangen.

Vor dem soweit geschaffenen Hintergrund wird anschließend eine Gegenüberstellung der beiden Wehrformen Wehrpflicht und Freiwilligenarmee erfolgen, welche die wichtigsten Argumente der aktuellen Diskussion hinsichtlich ihres Gehalts überprüft.

In einem letzten Schritt werte ich kurz die Ergebnisse einer Untersuchung des EMNID-Instituts im Auftrag des Bundesministeriums für Verteidigung über die Meinungsbilder zur sicherheitspolitischen Lage der Bundesrepublik Deutschland von 1996 aus.

In einem Schlußwort kommentiere ich die Ergebnisse und unternehme den Versuch, Chancen und Grenzen der beiden Wehrformen, stets vor dem Hintergrund eines veränderten sicherheitspolitischen Rahmenszenarios, aufzuzeigen. 

2.0  Legitimation der Streitkräfte und Schutzgut staatlicher Sicherheitspolitik

Wenn wir von der Legitimation von Streitkräften sprechen, so versteht man darunter die Aufzählung von Gründen, die für das Vorhandensein militärischer Machtmittel eines Staates sprechen. In den westlichen Wertordnungen staatlicher Organisation unterliegt das Militär dem Primat demokratisch legitimierter Politik und bedarf somit gegenüber der Bevölkerung des Staates einer Rechtfertigung.

Ist die Existenz von Streitkräften gut begründet, trägt dies zur Anerkennung in der Gesellschaft bei. Aus Anerkennung und Akzeptanz erwächst im Gegenzug die Bereitschaft zur Mitwirkung bei dieser Gemeinschaftsaufgabe. Werden Streitkräfte von der überwiegenden Mehrheit der Bevölkerung nicht mehr getragen, verlieren sie ihre demokratische Legitimität
. Eine Mitwirkung ist unter diesen Umständen nicht mehr zu erwarten.


2.1  Legitimation

Die Frage nach der Legitimation der Bundeswehr erhält auf verschiedenen Ebenen ihre Antwort:


2.11 Völkerrechtliche Ebene

Die Charta der Vereinten Nationen geht von dem Grundsatz eines universellen Gewaltverbots aus
, berechtigt aber im Falle eines bewaffneten Angriffs durch Artikel 51 jeden Staat das Recht zur individuellen und kollektiven Selbstverteidigung auszuüben
.

Artikel 51 verkörpert das Notwehrrecht eines Staates, der, angesichts einer militärischen Aggression gegen seine Existenz, allein oder gemeinsam mit anderen das Recht besitzt, sich dieser Aggression zu widersetzen.


2.12 Staatsrechtliche Ebene

Auf der staatsrechtlichen Ebene findet dieses Notwehrrecht gemäß der Charta der Vereinten Nationen im Artikel 87a GG
 seine Entsprechung. Über die verfassungsrechtliche Festlegung gemäß Artikel 87a (1) GG („Der Bund stellt Streitkräfte zur Verteidigung auf. ...“) erfährt die Bundeswehr auf staatsrechtlicher Ebene ihre Legitimation. Aufgrund der spezifischen historischen Erfahrung Deutschlands fand der Gedanke des universellen Gewaltverzichts im Artikel 26 GG
 durch die Aufnahme des Verbots des Angriffskrieges besondere Berücksichtigung.

Die genaue Untersuchung der Verfassungsmäßigkeit der Wehrform Wehrpflicht wird unter Punkt 4.0 ausgeführt.


2.13 Staatspolitische Ebene

Streitkräfte und der Wille, sie zur militärischen Verteidigung einzusetzen , konkretisieren den Gedanken des Selbstbehauptungswillen eines Staates. Streitkräfte, die ihre Grenzen in den staatsrechtlichen Bindungen finden, sind damit ein grundlegendes Element staatlicher Souveränität.


2.14 Realpolitische Ebene

Auf der realpolitischen Ebene findet die Legitimation der Streitkräfte ihren Ausdruck darin, daß die Verteidigungsanstrengungen im Rahmen der Sicherheitspolitik der Bundesrepublik Deutschland als Zielsetzung den Schutz von allgemein gesellschaftlich und zwischenstaatlich akzeptierten Werten und Rechten haben. Akzeptanzprobleme auf dieser Ebene resultieren aus der irrealen Polarisierung zwischen den als objektiv für schutzwürdig befundenen Werten und Rechten auf der einen Seite, und der subjektiv empfundenen Fragwürdigkeit der Ausübung eben dieser Schutzfunktion auf der anderen Seite.


2.15  Ethisch-moralische Ebene

Das Recht, den Wehrdienst mit der Waffe zu verweigern (Art. 4 GG)
,ist deutlicher Ausdruck der Berücksichtigung dieser Ebene im Grundgesetz. Nicht die Institution, sondern die in ihr wirkenden Menschen werden auf dieser Ebene in die Pflicht genommen. Somit ist die ethisch-moralische Ebene der Legitimation der Bundeswehr eine Ebene, auf der jeder Soldat seine Instrumentalisierung zu Staatszwecken in kritischer Loyalität vor seinem eigenen Gewissen zu verantworten hat.

Sich die Erfahrungen des Mißbrauches soldatischen Gehorsams bewußt machend, ist das ethische Problem militärischer Gewalt selbst für den Fall der Anwendung im Verteidigungsfall präsent
.  Auch ist der Soldat (wie auch die Bundesregierung durch Art. 25 GG
) durch Befehl an allgemeine Regeln der Kriegführung gebunden
, wie z.B. an das Kriegsvölkerrecht oder das Genfer Recht.


2.2  Schutzgut staatlicher Sicherheitspolitik

Deutlich läßt sich das Schutzgut aller staatlichen Politik am Art. 1 GG
 festmachen. Die Schutzverpflichtung des Staates ist damit eindeutig bestimmt. Sie wird durch Begriffe wie Menschenwürde, Recht und Freiheit verkörpert. Dieser klaren Zuweisung trägt auch der Soldateneid Rechnung
. Indem die Sicherheit und die Stabilität des demokratischen Rechtsstaates durch Abwenden äußerer möglicher und wirklicher Gefahren durch die verteidigungsbereite Streitkräfte herbeigeführt wird, kann das der Idee des Rechtsstaates zugrunde liegende Prinzip der Selbsteinschränkung der Freiheit unter gemeinsamen Gesetzen für die Verteidigung von Freiheit realisiert werden
. Der institutionelle Sinn der Streitkräfte und die Grundlage ihrer Existenz sind damit unabhängig von wechselhaften sicherheitspolitischen Herausforderungen. Schutzgut sind das Recht und die Freiheit des Deutschen Volkes und damit verbunden die Beachtung und der Schutz der Menschenwürde als zentrale Aufgabe des Staates. Mit welcher Art Streitkräfte der Staat seiner Verpflichtung nachkommt, verbleibt nicht definiert.

3.0  Die Geschichte der Wehrpflicht

„Jeder Bürger ist der geborene Verteidiger seines Staates“ und „Die Landesverteidigung und ihre Vorbereitung im Frieden ist Aufgabe des ganzen Volkes“
 geht vielmehr auf den französischen Revolutionsgeneral  Lazare Carnot (1753-1823)
. Obwohl sich Formen der Wehrpflicht schon in der Antike finden, so sind ihre Ursprünge in der modernen Form erst in der Französischen Revolution zu finden. Einer der wichtigsten Protagonisten der Wehrform Wehrpflicht war General Carnot. Er favorisierte die ideologische Motivation des Volkes in Waffen, das hieß alle Kämpfer für die Freiheit rechtlich gleichzustellen und sie zu einer einheitlichen Masse von Waffenbrüdern zu vereinigen. Sein Ziel war es, „aus jedem Franzosen einen Soldaten zu machen“
.

Den Anfang machte der jakobinisch beherrschte Nationalkonvent am 20. Februar 1793: Er beschloß eine Massenaushebung von 300.000 Mann zwischen dem 18. Und 40. Lebensjahr durch Los
. Diese Idee entstand vielmehr aus der militärischen Notlage als aus patriotischer Philosophie oder Politik. Der Rest des stehenden Heeres und die Voluntärbataillone bedurften dringend an Verstärkungen. Allerdings stieß diese Aushebung auf erhebliche Widerstände, bis hin zum einen Aufstand in der königstreuen Vendée. Durch diese Schwierigkeiten konnte der Bedarf an Soldaten nicht gedeckt werden. Es folgte eine härtere Zwangsmaßnahme: Die Parole der „levée en masse. So entstand das Gesetz vom 23. August 1793, das alle jungen waffenfähigen Leute im Alter von 18-25 zum Heeresdienst für die Dauer des Krieges bestimmte, ohne Unterschied der politischen Ansichten, ausnahmslos und ohne Möglichkeit auf Ersatzleistung
. Die große nationale levée en masse, die zum erstenmal in der neueren Geschichte ein ganzes Volk zur Verteidigung seines Heimatlandes aufgerufen hatte, unterlag in Wirklichkeit der gesetzlichen Beschränkung auf acht Jahrgänge. Die totale Waffenerhebung war aus praktischem Gründen im Hinblick auf das überhaupt Mögliche abgelehnt worden. Sieht man von dem legendären Rankenwerk der französischen Patriotismustradition ab, so handelt es sich um den weniger monströsen Begriff der allgemeinen Wehrpflicht, wie sie im Laufe des 19. Jahrhunderts alle Kontinentalmächte Europas einführten. Im preußischen Wehrgesetz von 1814
 folgte nahm Preußen die Idee der inzwischen von Napoleon verbesserten Wehrpflicht auf. Auch hier sind die Motive weniger in patriotischen Denkmuster zu suchen als vielmehr in der Not der Stunde. Um die französische Armee unter Napoleon zu schlagen bedurfte es einer großen Armee, das Zeitalter der Massenheere war durch Napoleon eingeläutet worden. Durch den Friedensvertrag von 1806 war Preußen auf eine zahlenmäßig kleine Armee beschränkt. Die Einführung der Wehrpflicht erlaubte es, binnen kurzer Zeit, eine größere Armee aufzustellen. Trotzdem darf die nationale Motivation dieses Wehrgesetzes vor allem in der Bevölkerung nicht übersehen werden.

Bereits 1810 stellte Gerhard Johann David Scharnhorst in einer Denkschrift fest, daß es notwendig sei, die Absonderung der bürgerlichen, gebildeten Klasse vom Militär zu überwinden. In diesem Prozeß mußte die Trennung vom Bürger- zum Soldatenstand beseitigt werden, damit dem militärischen Dienstverhältnis die Bürgereigenschaft nicht verloren ging
.

Das Bürgertum sollte demnach ausschlaggebend sein.

An die Wehrpflicht klammerten viele preußische Reformer ihre Hoffnungen. Auf den ersten Blick schien die Wehrpflicht bei Fortbestehen einer monarchischen (und ungeschriebenen) Staatsverfassung ein sichtbares Zeichen für den liberalen Fortschritt zu sein.

Trotzdem blieb sie eindeutig ein monarchische Armee. Sie blieb innenpolitisch der Garant des alten Systems, obwohl sie auf Elementen demokratischer und nationaler Herkunft aufbaute und insofern moderner war als die Staatsverfassung. Preußen verfügte demnach über eine Wehrverfassung, die den Vorstellungen von Carnot entsprach. Aber der Geist der Armee und ihre Institutionen, wie das Kadettenkorps, der Garde und der Ehrengerichtsbarkeit, waren von revolutionärem oder demokratischem Denken unberührt.

Was den preußischen Reformen an den Leistungen der napoleonischen Wehrpflicht am meisten imponierte, war der Elan und die scheinbar unerschöpflichen Reserven. Dieses versuchten sie mittels Reformen ebenfalls zu erreichen: Begeisterung, Vaterlandsliebe und vor allem Effizienz. Beibehalten wollten sie für die Monarchie und für die Armee jedoch eine unveränderte Sozialordnung
.

Faktisch hat die Wehrpflicht die Entfremdung von Bürger und Soldat auf der gesellschaftlichen Ebene beseitigt
. Dennoch hat die besondere preußisch-deutsche Lösung mit ihrem Herauslösen des Militärwesens aus der Gesamtverfassung, seiner eindeutigen Zuordnung zur Exekutive und der daraus sich ergebenden militärischen Ideologie bei gleichzeitiger gesellschaftlich-sozialer Anerkennung des Militärs in der Gesellschaft zu der spezifischen Form des deutschen Militarismus führen können, der sich in Deutschland als Militarisierung des Lebens darstellte.

4.0  Die Verfassungsmäßigkeit der Wehrpflicht

In der aktuellen Diskussion in Deutschland beschäftigt man sich zunehmend mit der Frage der Verfassungsmäßigkeit der allgemeinen Wehrpflicht. Kritiker bezweifeln angesichts der veränderten sicherheitspolitischen Lage die Verhältnismäßigkeit dieser Wehrform.

Diese Zweifel erweisen sich im Ergebnis als unbegründet: Obgleich durch die allgemeine Wehrpflicht eine Vielzahl von Grundrechten beschränkt werden, ist dieser Eingriff in die individuelle Freiheit des Bürgers verfassungsrechtlich gerechtfertigt. Art. 12 a Abs. 1 GG
, der seinerseits nicht gegen höherrangiges Verfassungsrecht verstößt, eröffnet die Möglichkeit einer einfachgesetzlichen Entscheidung zugunsten der allgemeinen Wehrpflicht. Es handelt sich bei dieser Vorschrift allerdings nicht um eine Grundpflicht, die ohne weitere Vereinbarkeitsprüfung mit anderen Verfassungsprinzipien per se gegenüber den Grundrechten als vorrangig einzustufen ist. Vielmehr ist Art. 12a Abs. 1 GG
 als eine Art „Gebündelter“ Gesetzesvorbehalt (sog. Schranke) für verschiedene Grundrechte zu betrachten. Grundsätzlich erlauben Gesetzesvorbehalte dem Gesetzgeber, dem Grundrechtsgebrauch Grenzen zu ziehen. Er hat dabei aber seinerseits die ihm von der Verfassung gesetzten Schranken, wie z.B. den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit (sog. Schranken-Schranken) zu beachten. Dieser beinhaltet, daß eine Maßnahme geeignet und erforderlich für die Erreichung eines bestimmten Zwecks sein muß.

Der sich aus der Verfassung ergebende Zweck der allgemeinen Wehrpflicht ist die Landesverteidigung (Art. 87a Abs. 1 GG
). Hierfür erweist sich die Wehrform Wehrpflicht als eine geeignete. Problematisch ist lediglich die Erforderlichkeit im Hinblick auf die geänderte sicherheitspolitische Lage. Bei der Beantwortung dieser Frage ist von einem weiten Ermessensspielraum des Gesetzgebers auszugehen. Nur wenn feststeht, daß ein anderes Mittel bzw. Wehrform wie die Freiwilligenarmee im Hinblick auf die gewandelte sicherheitspolitische Lage die Landesverteidigung in gleicher Weise gewährleisten kann, so wäre die Wehrpflicht als unverhältnismäßig und damit als verfassungswidrig einzustufen. Dies ist nach Einschätzung des Bundesministeriums der Verteidigung nicht der Fall. Aufgrund seiner geostrategischen Lage als zentrale Landmacht hat die Bundesrepublik Deutschland die Hauptstreitkräfte für die Verteidigung Zentraleuropas zu stellen. Der erforderliche Verteidigungsumfang der Streitkräfte ist nur mit der Aufwuchsfähigkeit der Wehrpflicht zu erreichen.

5.0  Integration

Bevor über die Integration der Bundeswehr in die Gesellschaft Aussagen getroffen werden können, muß der Begriff der Integration von seiner inhaltlichen Bedeutung klargestellt werden. Die Übersetzung aus dem Lateinischen ergibt „Wiederherstellung einer Ganzen“
, im folgenden soll unter Integration von Streitkräften in die Gesellschaft die Herstellung und Wahrung der strukturellen Affinität zwischen Gesellschaft und Streitkräft 
 verstanden werden.

Dabei fällt im Prozeß der Herstellung und Wahrung der strukturellen Affinität den Streitkräften der aktive Part zu. Sie haben sich den Gegebenheiten der Zivilgesellschaften anzupassen
. Diese Verpflichtung zur Anpassung findet ihre Grenzen nur in der Wahrung ihrer funktionsnotwendigen Besonderheiten
. Das Grundgesetz weist den Streitkräften die Aufgabe zu, Staat und Gesellschaft zu verteidigen, macht diesen Auftrag aufgrund des pluralistischen Charakters der verfaßten Gesellschaft nicht von einer bestimmten strukturellen Beschaffenheit der Gesellschaft abhängig. Damit ist die Zielgröße der Integration unbestimmt.

Desintegration kann nach dieser Definition nur dann entstehen, wenn sich der Bereich Militär einer Anpassung an veränderte gesellschaftliche Bindungen entzieht.

Integration von Streitkräften in die Gesellschaft erfolgt auf verschiedenen Feldern. Deshalb ist in diesem Abschnitt der Bogen von der Verfassungs- und gesetzmäßigen Einbindung der Streitkräfte über den Umgang mit Soldaten in öffentlichen Diskussion bis hin zur sozialen Herkunft der Soldaten zu spannen.

Im folgenden werden diese Felder untersucht:

5.1 Verfassungs- und gesetzmäßige Einbindung

Die Bundeswehr ist von ihrem Verfassungsauftrag her begründet und nach dem Grundgesetz der politischen Führung unterstellt. Die Befehls- und Kommandogewalt über die Streitkräfte hat in Friedenszeiten der Bundesminister der Verteidigung, im Verteidigungsfall der Bundeskanzler
. Die Kontrolle wird in erster Linie durch das Parlament ausgeübt. Herausragende Instrumente der parlamentarischen Kontrolle sind der Verteidigungsausschuß
, die Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages
 und die im Budgetrecht begründete Stellung des Parlaments(Art. 45a GG)
. Die Rechtsverhältnisse der Soldaten (Berufs-, Zeit- und Wehrpflichtsoldaten) sind durch das Wehrpflichtgesetz und Gesetz über die Rechtsstellung der Soldaten (Soldatengesetz) definiert.

Dabei ist das Bestreben des Gesetzgebers unverkennbar, das Dienstrecht der Soldaten nach den gleichen Grundsätzen zu gestalten wie das Beamtenrecht.

Damit ist die verfassungs- und gesetzmäßige Einbindung der Streitkräfte in das politische System der Bundesrepublik Deutschland formal vollzogen. Die auftretenden Probleme sind eher dem politisch-parlamentarischen Raum zuzurechnen, als daß sie für den Verteidigungsbereich charakteristisch wären
.

Die verfassungs- und gesetzmäßige Einbindung in den Staat kann nur die Basis für die Integration des Militärs in die Gesellschaft bieten. Es lassen sich dazu vier Felder benennen, bei denen Ausprägungen von Integration festzustellen sind:

5.2  Öffentliche Diskussion und Reaktion

Ein elementarer Bestandteil der Integration von Streitkräften in die Gesellschaft ist die Auseinandersetzung in der Gesellschaft mit Themen, die das Militär betreffen. Eine weitgehende Beteiligung der Öffentlichkeit ist maßgebend für das Mittragen der Funktion der Streitkräfte durch die Bevölkerung
. Dabei ist in der öffentlichen Diskussion nach der Auflösung der bipolaren Struktur der globalen Sicherheitslage deutlich geworden, daß die Landesverteidigung und die dafür aufgewandten Mittel in noch stärkerem Maße in Konkurrenz zu anderen staatlichen und gesellschaftlichen Aufgaben getreten sind.

Wenn als zentrales Merkmal der gesamtgesellschaftliche Konsens bezüglich Existenz und Gebrauch von Streitkräften eingefordert wird, damit das Militär legitim ist
, dann beinhaltet die Erkenntnis, daß die Wahrnehmung der Streitkräfte, ihres Auftrags und der dazugehörigen Begründung deutlich parteipolitisch vermittelt sind
, eine Botschaft von besonderem Aussagewert. Insbesondere dann, wenn die Parteien kontroverse Positionen vor dem Bundesverfassungsgericht klären lassen wollen und nicht über die Darstellung der Aspekte in den Massenmedien die argumentative Auseinandersetzung in der demokratischen Gesellschaft zum Konsens führen.

Die Sicherheitspolitik eines Staates ist ein Partizipationsgegenstand par excellence
. Streitkräfte und ihr Funktionszweck müssen sich in öffentlicher, politischer Diskussion als notwendig erweisen
.

Orientierungspunkt für das sicherheitspolitische Meinungsbild der Bevölkerung bildet das Muster der als sympathisch wahrgenommen politischen Elite. Damit ist auch die Korrelation zwischen Parteipräferenz und Stellenwert der Streitkräfte besonders hoch.

Unter dem Aspekt der öffentlichen Diskussion ist eine Aussage bemerkenswert: „Die Wahrscheinlichkeit von Kriegen ist eine gestaltende Kraft in den Beziehungen zwischen Streitkräften und Gesellschaft“
.

Damit ist, bei gleicher Integrationsfähigkeit der Streitkräfte in die Gesellschaft die Integrierbarkeit von der Vermittlung und Wahrnehmung der Streitkräfte als eine Art „Versicherung“ vor Risiken und nicht als eigenständige Bedrohung (Waffeneinsätze würden die zu schützende Gesellschaft mit schädigen) notwendig.

Wenn das Interesse der Politik, der Medien und der Gesellschaft an den Streitkräften nur dann geweckt wird, wenn Kriege, Katastrophen und Unglücke die ansonsten wohleingerichtete Ruhe stören, dann bedarf es erheblicher Anstrengungen, um das Interesse an Streitkräften von der Augenblicksorientierung auf ein kontinuierlich hohes Niveau zu bringen, welches erforderlich ist, weil über geringere Umfangszahlen der Streitkräfte, besonders bei einer Freiwilligenarmee, das Interesse aus persönlicher Betroffenheit deutlich reduziert ist.

Je mehr Politiker und gesellschaftliche Gruppen darauf verzichten, über Streitkräfte und Sicherheitspolitik als einen Gesamtkomplex zu diskutieren, desto mehr isolierende Wirkung erwächst daraus für den militärischen Bereich. Über die Funktion von Bundeswehr und ihre Bedeutung für die Gesellschaft muß deshalb in Zeiten einer Freiwilligenarmee noch stärker und verständlicher in und mit der Öffentlichkeit eine Auseinandersetzung geführt werden.

5.3  Modell des „Staatsbürgers in Uniform“

Die Integration der Streitkräfte in die Gesellschaft wird entscheidend mitbeeinflußt von der Haltung der Gesellschaft gegenüber „ihren“ Soldaten, von dem Bild, welches sie sich macht.

Das Grundgesetz legt das Fundament für ein Menschenbild, das geprägt ist vom Bürger mit aufgeklärtem politischen Bewußtsein und hoher Erwartung bezüglich partizipatorischer Elemente. Für den Bereich der Streitkräfte wird dieses Bild vom Menschen in das Leitbild des „Staatsbürgers in Uniform“ übernommen. Innerhalb dieses Komplexes ist Integration dual ausgeprägt: Bedingt durch die aktive Teilnahme von Soldaten am politischen Willensbildungsprozeß, verbunden mit der Übernahme von Mandaten in Kommunalparlamenten bis zum Bundestag
, vertreten diese Bürger ihre Interessen aktiv. Zum anderen werden diese Bürger auch als Soldaten wahrgenommen und tragen so zum Meinungsbild der Gesellschaft über sich selbst bei. Somit führt das Engagement von Soldaten in der Politik, in gesellschaftlichen Organisationen oder karitativen Verbänden zur Akzeptanz der Streitkräfte.

Dieses Leitbild vom „Staatsbürger in Uniform“ ist in Freiwilligenstreitkräften aufrecht zu erhalten. Zwar wird der Charakter der Streitkräfte von der Ausbildungsarmee heutiger Prägung durch das Bild einer „professionelleren“ Truppe ersetzt, doch bleibt der Bezugsrahmen in der heutigen Prägung erhalten, nämlich die Gesellschaft mit allen ihren Entwicklungen. Das dieser Arbeit zugrundeliegende Verständnis von Integration stellt an die Streitkräfte die Forderungen, daß die strukturelle Affinität zur Gesellschaft durch die „Professionalität“ der Wehrform Freiwilligenarmee nicht in Frage gestellt wird.

5.4  Soziale Herkunft der Soldaten

Wenn nach der sozialen Herkunft von Soldaten gefragt wird, geschieht dies auf der Basis des Anspruchs einer pluralistischen Gesellschaft, daß qualifizierte Berufe von Bedeutung allen Bewohnern eines Staates, unabhängig von ihrer sozialen Herkunft, offen stehen müssen
. Damit wird der sozialen Herkunft von Soldaten Einfluß auf die Integrationsfähigkeit und Integrierbarkeit der Streitkräfte zugemessen.

Dabei dient bei den meisten Untersuchungen der allgemeine Zugang zur Offizierlaufbahn als Indikator. Ein Integrationshemmnis wäre dadurch gegeben, daß das Offizierskorps nur aus einem Teil der Gesellschaft rekrutiert wird, besonders mit einem damit verbundenen geprägten Bewußtsein dieses Teils. In den Anforderungsprofilen und Rekrutierungskriterien sind nach Abschluß des Aufbaus der Bundeswehr mit der Revision von 1967 Merkmale für die Offizierauswahl bestimmend geworden, die sich an den Anforderungen der zukünftigen Verwendungen der Offiziere ausrichten. Damit wurde eine Struktur geformt, die über den Weg einer pluralistischen Nachwuchsauslese die sozialen Konsequenzen aus dem Konzept der Integration von Militär in die Gesellschaft gezogen hat
. Das Offizierskorps der Gegenwart ist ein ganz normales Subsystem der Gesellschaft
.

Ferner hat die geänderte berufliche Identität der längerdienenden Soldaten dazu beigetragen, daß mit der Entwicklung zu einer offenen Gesellschaft und dem damit verbundenen Effekt einer abnehmenden Bedeutung des Faktors soziale Herkunft die objektiven Rahmenbedingungen des Arbeitsplatzes Bundeswehr an Gewicht gewannen
. Durch die Konkurrenz um geeigneten Nachwuchs mußte die Bundeswehr attraktive Arbeitsbedingungen anbieten
, wie zum Beispiel das wissenschaftliche Studium für Offiziere oder den Meisterbrief für Feldwebeldienstgrade. Die Inhalte der beruflichen Sozialisation gewinnen durch diesen Bedeutungsverlust (s.o.) ebenfalls an Bedeutung.

Die Gefahr, daß mit der Einführung von Freiwilligenstreitkräften diese ihren Personalersatz aus sozial begrenzten Bevölkerungsteilen rekrutieren, ist unter der Bedingung real, daß die Streitkräfte für befähigte und motivierte junge Männer keine Chance für sozialen Aufstieg bieten würden. In dieser Hinsicht würde sich bei einer Freiwilligenarmee das Vorzeichen für den Faktor soziale Herkunft umkehren. Ebenso wie eine Rekrutierung der Offiziere aus „erwünschten Kreisen“ nicht im Interesse einer Integration der Streitkräfte in die pluralistische Gesellschaft war, so darf sich eine Rekrutierung von Soldaten der Freiwilligenarmee nicht auf das „untere Drittel“ der Gesellschaft beschränken.

Die Ausgestaltung der vertraglichen Regelungen mit materiellen wie auch sozialen Bestandteilen sind elementare Voraussetzung dafür, das Bild der offenen Gesellschaft auch für den Bereich der Streitkräfte zu erhalten. Die Streitkräfte müssen mit ihren Möglichkeiten zum sozialen Aufstieg hinreichend Attraktivität verkörpern, daß sich möglichst weite Bereiche der Gesellschaft davon angesprochen fühlen. Die Rekrutierung sollte somit mit der erfolgen, daß für Verwendungen bestimmte Qualifikationen Grundvoraussetzung sind, ohne die eine Einstellung nicht akzeptiert werden kann.

Eine gesicherte Datenbasis über die soziale Herkunft der Freiwilligen ist demnach zwingend erforderlich, um die vermeintliche Attraktivität für die Gesamtgesellschaft anhand von geeigneten Bewerbern für die Streitkräfte zu verifizieren.

5.5  Soziale Einbindung der Soldaten

Der bei diesem Punkt weiterhin zu betrachtende Aspekt ist die soziale Einbindung des Soldaten in die Gesellschaft seines Umfeldes.

Dabei geht es vordergründig um die Einbeziehung in das öffentliche Leben, ferner auch um Kriterien wie soziale Anerkennung bzw. soziales Prestige des Berufs. Um dem Anspruch von Integration gerecht zu werden, bedarf es beim Militär nicht nur einer von der übrigen Gesellschaft nicht getrennten Gruppe, sondern neben den Sozialbeziehungen, des Beitrags zum Erhalt der freiheitlich demokratischen Grundordnung, in der soziale Anerkennung ihren Niederschlag findet. Soldaten müssen in die Kommunikationskreise und in das gesellschaftliche Leben ihrer Wohnorte eingebunden sein.

Gerade weil die Bundeswehr als bewahrende Institution ihre handlungsleitenden Normen langsamer ändert als andere Teile der Gesellschaft, können sich Sozialbeziehungen einseitig entwickeln. Die stabilen Normen der Organisation Bundeswehr und die dem Wandlungsprozeß verstärkt unterliegenden gesellschaftlichen Normen verlangen vom Soldaten trotz dieser Spannungen ein Streben nach gesellschaftlicher Integration, auch wenn dies aufgrund von Erlebnissen manchmal schwierig ist
.

Unterstützung findet der Soldat durch die Familie am Wohnort, wofür eine nicht zu häufige Versetzung Voraussetzung ist. Anderenfalls ist eine Verengung der sozialen Kontakte auf vertraute Kommunikationsmuster möglich.

Die Tendenz, nach einer Versetzung mit Wechsel des Standortbereichs nicht an den neuen Dienstort zu ziehen, ist verständlich und in bezug auf die Integration ambivalent. Sie hat sich in der Vergangenheit verstärkt. Der Anteil von ca. 80% der verheirateten Soldaten, die nicht mit Familie an den neuen Standort ziehen, erzeugt eine hohe Zahl von aus beruflichen Gründen getrennt lebenden Familien
.

6.0  Die Wehrformen in der Argumentation

In der aktuellen Diskussion werden von den Befürwortern der einzelnen Wehrformen immer wieder Argumente, dafür und dagegen, angeführt, die einer Untersuchung bedürfen.

In diesem Abschnitt sollen die wichtigsten Argumente geprüft werden.

Die Wehrpflicht schafft eine intelligentere Armee, weil sie junge Staatsbürger aller Bildungsstufen erfaßt.

Dadurch, daß die Einberufung von Rekruten unabhängig vom beruflichen Status abläuft, kommt es zu einer Mischung vieler unterschiedlicher beruflicher Qualifikationen in den Einheiten.

Eine Ausnahme bilden hier lediglich die im Juli des Jahres einberufenen Wehrpflichtigen, bei denen eine Überzahl an Abiturienten zu verzeichnen ist. Dies bedeutet eine Ergänzung der nicht-militärischen Fähigkeiten und somit eine flexiblere Kompetenz zur Aufgabenbewältigung in den einzelnen Gruppen. Voraussetzung dafür ist, daß eine entsprechende Mischung in den Einheiten aufrechterhalten wird.

Dadurch werden die militärischen Vorgesetzten zu ständig neuer Auseinandersetzung mit den im ständigen Wandel befindlichen Vorstellungen und Zielen dieser jungen Staatsbürger gezwungen.

Die Wehrpflicht führt zu einer intensiven gesellschaftlichen Kontrolle über die Bundeswehr. Söhne, Geschwister, Freunde und Kollegen der Bevölkerung dienen in der Bundeswehr und somit wächst das kritische Interesse an den Streitkräften. Dadurch ist die Bundeswehr gezwungen, sich dem öffentlichen Meinungsbild zu stellen und entsprechend daran mitzuwirken. 

Dies verhindert eine Entfremdung der Streitkräfte von der Gesellschaft und schließt ein Nischendasein per Konzeption von vornherein aus.

Eine hohes Maß der Integration (s.o.) ist somit sichergestellt.

Die sogenannte „Staat-im-Staate“-Theorie, die besagt, daß sich eine Berufsarmee vollständig sozial und auch politisch vom Rest der Gesellschaft loslöst, wie das bei der Reichswehr während der Weimarer Republik der Fall war, ist nicht haltbar. Die Bundeswehr ist auf unterschiedliche Weise entstanden und ist keine Nachfolgeorganisation irgendeiner Armee. Die soziale Herkunft der Soldaten würde sich auch bei einer Berufsarmee nicht aus einer so kleinen Nische bestehen, als daß ein Extremismus in irgendeiner Form zustande kommen würde. Allein die Transparenz der Streitkräfte in den Medien, die jeden Vorfall berichten, schließt derartiges aus.

Das hohe Interesse und die Zustimmung, die Politik und Parlament heute der Bundeswehr zukommen lassen, gründet sich nicht zuletzt auf deren Eigenschaft als Wehrpflichtarmee. Diese bereits angesprochene parlamentarische Kontrolle bindet die Streitkräfte stärker in die Demokratie ein. Eine Freiwilligenarmee würde mit Sicherheit die gleiche parlamentarische Kontrolle erfahren, aber das öffentliche Interesse mangels Betroffenheit absinken. Es besteht bei Beibehaltung der Wehrform Wehrpflicht die Gefahr, daß sich eine „Kultur der Zurückhaltung“
 entwickelt, was das Engagement der deutschen Außenpolitik in Fragen internationaler Sicherheit und Einsätzen aus Angst vor den „Zinksärgen auf dem Köln/Bonner Flughafen“ bremsen könnte. Andererseits ist die Gefahr, daß eine Freiwilligenarmee „hemmungslos“ eingesetzt würde, nicht gegeben, wie man am Beispiel der USA deutlich erkennt. Der Einsatz von US-Friedenstruppen in Bosnien ist für vom amerikanischen Präsidenten ständig fundiert zu begründen.

Die Wehrpflicht bindet den Bürger an den Staat, indem sie Landesverteidigung zur Angelegenheit ihrer Staatsbürger macht, und somit im Umkehrschluß ein Abwälzen dieser Verantwortung auf den Staat negiert. Dies entspricht auch dem im Grundgesetz skizzierten Menschenbild der Bürger dieser Republik (s.o.).

Die Tatsache, daß zu staatsbürgerlichen rechten auch entsprechende Pflichten gehören, hätte im Falle einer Freiwilligenarmee nicht länger bestand. Dadurch wird ein partizipatorisches Element unseres Systems negiert. Der Dienst in der Bundeswehr würde von reinem „Jobdenken“ geprägt sein, und dem eigentlichen Sinn staatlicher Selbstverteidigung unter Einbeziehung seiner Bürger nicht mehr entsprechen.

Ständiger Personalaustausch zwischen Streitkräften und dem zivilen Umfeld ist ebenfalls zu verzeichnen. Ausgebildete Rekruten und Zeitsoldaten werden aus der Bundeswehr entlassen, neue werden eingezogen bzw. eingestellt. Auch hier profitieren beide Seiten, das Militär wie auch der zivile Sektor, von dieser Symbiose. Dies geschieht ebenso in wirtschaftlicher Hinsicht wie auch in sozialer. Mehr als 10 Millionen Bürger haben inzwischen bei der Bundeswehr gedient
.

Die Wehrpflicht erleichtert der Bundeswehr die Gewinnung geeigneten Nachwuchses für Zeit- und Berufssoldaten. In der Tat rekrutiert die Bundeswehr ihren Bedarf an längerdienenden Soldaten mit nahezu 50% aus Reihen der Wehrpflichtigen
.

Die Aussage, die Wehrpflicht sei ein legitimes Kind der Demokratie, ist vor dem Hintergrund des oben beschriebenen historischen Abrisses generell nicht aufrechtzuerhalten. Die Wehrpflicht hat jedoch eine besondere Tradition in der Geschichte Bonner Republik.

Professionalität und Wehrpflicht schließen sich nicht gegenseitig aus.

Die Erfahrungen in den Auslandseinsätzen der Bundeswehr, UNOSOM, IFOR, SFOR und Nachfolgemandat, haben gezeigt, daß Professionalität und Wehrpflicht sich nicht gegenseitig ausschließen. Es erfolgt vor diesen Einsätzen eine verstärkte Ausbildung auf allen Dienstgradebenen.

Ein entscheidender Vorteil der Wehrpflicht ist in diesem Kontext die bereits angesprochene Flexibilität (Umstellung auf 10 Monate, Reduzierung der Friedensstärke, Krisenreaktionskräfte).

Die Fähigkeit zur Landesverteidigung wird durch die zehnmonatige Ausbildung nicht erheblich beeinträchtigt, da das Verteidigungsministerium von einem Vorbereitungszeitraum für einen konventionellen Krieg in Zentraleuropa von mindestens 72 Tagen ausgeht
.

Die geostrategische Lage Deutschlands als Landmacht in Zentraleuropa setzt eine Verteidigungspräsenz voraus, die nur durch die Aufwuchsfähigkeit der Wehrform Wehrpflicht gewährleistet werden kann. Deutschland  ist nunmehr einzige Landmacht in Europa, welche eine Verteidigungsstärke stellen kann, die deutlich über der Friedensstärke liegt. Somit ist die NATO von dem Verteidigungsbeitrag der Bundesrepublik Deutschland abhängig.

Das Hauptargument der Befürworter eines Übergangs zu einer Freiwilligenarmee lautet, daß die Aufgabe der Bundeswehr in Einsätzen im Rahmen internationaler Krisenbewältigung zu sehen ist. Die dafür notwendige Professionalität könne nur durch eine Freiwilligenarmee mit Zeit- und Berufssoldaten sichergestellt werden.

Zweifelsohne haben Einsätze im Rahmen internationaler Krisenbewältigung eine größere Bedeutung erlangt. Die Bundeswehr trägt diesem Sachverhalt mit ihrer neuen Struktur bereits Rechnung, was durch den Aufbau der Krisenreaktionskräfte geschehen ist, die zu 70% aus Zeit- und Berufssoldaten bestehen, der Rest besteht aus freiwillig längerdienenden Wehrpflichtigen
. Ob auch „normale“ Wehrpflichtige im Rahmen einer solchen Aufgabe eingesetzt werden können, hängt von der konkreten Lage und vom Auftrag ab. Es ist nicht prinzipiell ausgeschlossen.

Es ist jedoch grundsätzlich falsch, die Aufgabenstellung der Bundeswehr auf derartige Einsätze zu verengen. Der Hauptauftrag der Bundeswehr bleibt die Landesverteidigung, sie ist keine Interventionsarmee.

Auch der Aufforderung, daß die Bundesregierung aufgrund der veränderten sicherheitspolitischen Lage reagieren und auf die Wehrpflicht verzichten muß, kann hier entgegengetreten werden. Die Bundesrepublik Deutschland und die Bundeswehr haben in ihrer Verteidigungspolitik sowie in der Bundeswehrplanung schnell mit einschneidenden Maßnahmen auf die veränderte sicherheitspolitische Lage reagiert und die Bundeswehr der neuen Lage angepaßt: Die Stärke der Friedenspräsenz wurde von 495.000 auf 340.000 Mann reduziert, Hunderte von Truppenteilen und zahlreiche Standorte wurden aufgelöst. Die Verteidigungsausgaben von 57,4 Mrd. DM im Jahre 1990 auf 46,29 Mrd. DM im Jahre 1997 verringert
, Tendenz weiter sinkend.

Veränderte sicherheitspolitische Lage

Die Erwartung von Einsparungen, die eine Freiwilligenarmee gegenüber einer Wehrpflichtarmee mit sich bringen würde, ist hoch. Diese Erwartung bewegen sich in einer Größenordnung von rund fünf Mrd. DM
.

Dies führt zu der Gefahr, daß der Faktor Einsparungen zum dominierenden Entscheidungselement avanciert. Die Annahme, daß eine Freiwilligenarmee „billiger“ sei als eine Wehrpflichtarmee, ist nicht haltbar. Entscheidend ist die Frage, welchen personellen Umfang und welche Ausrüstung diese Freiwilligenarmee haben soll, vor allem, wenn sie, wie von ihren Protagonisten behauptet, die gestellten Aufgaben besser erfüllen können soll als die Bundeswehr in ihrer jetzigen Form. Es steht fest, daß eine Freiwilligenarmee in Größenordnung von 150.000 bis 180.000 Mann „billiger“ ist. Ein solcher Streitkräfteumfang wird der politischen Rolle und Verantwortung Deutschlands sowie den sicherheitspolitischen Erfordernissen in Europa keineswegs gerecht und würde wahrscheinlich nicht auf Akzeptanz der deutschen Bündnispartner stoßen. Eine Freiwilligenarmee mit höheren Stärken ist demnach entsprechend teurer als die jetzige Wehrpflichtarmee.

7.0  Auswertung der EMNID-Studie „Ergebnisse der Meinungsforschung  und Motivforschung/Meinungsbild zur sicherheitspolitischen Lage in der Bundesrepublik Deutschland 1996

Diese Untersuchung zum „Meinungsbild zur Sicherheitspolitischen Lage in der Bundesrepublik Deutschland 1996“
 wurde seit 1991 auch auf die neuen Bundesländer ausgedehnt. Sie untersucht Trendfragen wie auch Fragen, die von aktuellen Ereignissen und Entwicklungen abhängig sind.

Die Anzahl der Probanden beträgt ca. 3.300 (West: 2.300, Ost: 1.000) und stellen einen repräsentativen Querschnitt der Bevölkerung mit einem Lebensalter von mindestens 16 Jahren dar. Der Befragungszeitraum erstreckte sich vom 15. August bis zum 15. September 1996.

Das EMNID-Institut weist in seinem Bericht darauf hin, daß eine Differenzierung der Ergebnisse zwischen Ost- und Westdeutschland aufgrund ihrer erheblichen Divergenz unverzichtbar sei. In Ostdeutschland überwiegen die Fragen sozialpolitischer Aufgaben gegenüber den sicherheitspolitischen.

Bei dem Vergleich „Vertrauen in Einrichtungen des öffentlichen Lebens“ liegt die Bundeswehr in auf Platz vier von insgesamt vierzehn Institutionen. Die Bürger in Ostdeutschland bringen öffentlichen Institutionen durchweg weniger Vertrauen entgegen als Westdeutsche.

Der These, daß ein souveräner Staat eine eigene Armee benötige, um nicht erpreßbar zu sein, stimmen seit 1992 mehr als 80% der Bevölkerung zu. Zwei Drittel vertreten die Ansicht, die Existenz der Bundeswehr mache den Frieden sicherer, und mehr als 80% erkennen friedliche Zwecke hinter internationalen Bundeswehreinsätzen, ebenso viele verstehen die Wehrpflicht als eine Bürgerpflicht.

Die Wehrpflichtarmee findet mehr Befürworter (37%) als eine Freiwilligenarmee (27%). Im Berichtsjahr nahezu jeden Monat durchgeführte Umfragen dokumentieren dagegen eine deutlich höhere Zustimmung zum System der Wehrpflicht von durchschnittlich 60% (Freiwilligenarmee 38%).

Die Probanden schätzen Wehrpflichtige /52%) und Freiwillige (52%) viel häufiger positiv ein als Kriegsdienstverweigerer (29%). Dabei ist die positive Bewertung aller drei Gruppen insgesamt leicht rückläufig, im Osten sogar etwas verstärkt.

Als wichtigster Auftrag der Streitkräfte wird die Landesverteidigung (93%) angesehen. Die Zustimmung zu den weiteren Aufträgen lautet: Verteidigung der NATO-Mitgliedsländer: 81%, Beteiligung an friedenssichernden Maßnahmen: 72%, an friedenschaffenden: 45%. Eine jüngere Untersuchung dokumentiert deutlich eine erhöhte Zustimmung zur Beteiligung an friedenssichernden (76%) und friedenschaffenden (60%) Einsätzen.

Eine deutliche Mehrheit von 53% sieht die derzeitige Personalstärke als ausreichend an, 38% begrüßt eine Verringerung. Der Unterschied in West und Ost ist beachtlich: Beibehaltung der Stärke (West 57%, Ost 38%), Verringerung (West: 34%, Ost 55%).

Die Wehrbereitschaft ist laut Bericht seit 1994 um 18% auf 72% angestiegen. Statt 33% erklären sich nunmehr 42% der Bevölkerung bereit, bei einem Angriff auf Deutschland „irgendwie zu kämpfen und sich zu wehren“. 30% (1994: 21%) wollen das Land mit der Waffe verteidigen.

Eine knappe Mehrheit begrüßt eine vermehrte Übernahme internationaler Verantwortung durch die Bundesrepublik, sofern sie sich auf den politischen und diplomatischen Bereich beschränkt. Ein Viertel der Befragten favorisiert eine Ausdehnung der Verantwortung auf militärische Friedenssicherung. 20% ist vertritt die Ansicht, „wir sollten uns um unsere eigenen Angelegenheiten kümmern“.

Zusammenfassend kann gesagt werden, daß eine große Mehrheit der Bevölkerung die Notwendigkeit der Streitkräfte erkennt. Das Image der Bundeswehr hat sich verbessert. Zu den verschiedenen Ursachen kann mit Sicherheit der Einsatz der Bundeswehr in Bosnien zugerechnet werden. Auch die Wehrpflicht erfährt eine Bestätigung. Allerdings muß hier eingeräumt werden, daß die sich Ergebnisse seit dem Jahre 1996 geändert haben.

7.0  Zusammenfassung und Schlußbetrachtung

Zusammenfassend komme ich zu dem Ergebnis, daß die Wehrform einer Freiwilligen- bzw. einer Berufsarmee für die Bundesrepublik Deutschland eine zunächst durchführbare Alternative ist, d.h., sie ist realisierbar. Die Wehrform der Wehrpflicht ist nicht zwingend vorgeschrieben und eine Freiwilligenarmee ist gesellschaftlich denkbar.

Der ausschlaggebende Punkt ist jedoch der Ermessensspielraum des Gesetzgebers, der die sicherheitspolitische Lage in Europa individuell beurteilt. Man kann die Auffassung vertreten, eine Berufsarmee könne die derzeitigen Aufgaben erfüllen, und somit die Wehrpflicht zumindest vorübergehend aussetzen. Meine Ansicht zu diesem Thema sieht anders aus: Ich persönlich favorisiere die Wehrpflicht als die Wehrform für die Bundesrepublik Deutschland. Das begründe ich wie folgt:

Zunächst betrachte ich die sicherheitspolitische Lage in Europa als so weit stabil, als daß ein konventioneller Krieg gegen Deutschland in naher Zukunft so gut wie ausgeschlossen werden kann. Trotzdem halte ich ein Beibehalten der Wehrpflicht in diesem bezug für soweit unverzichtbar, als daß die Bundesrepublik nunmehr über die einzige Armee der NATO in Zentraleuropa verfügt, die eine entsprechende Aufwuchsfähigkeit für einen „großen“ Krieg besitzt und somit sind die anderen NATO-Partner in Europa von uns abhängig. Frankreich traf den Entschluß, sich von der Wehrpflicht zu verabschieden, ohne Konsultation Deutschlands, und das aus gutem Grunde. Frankreich wollte Deutschland bezüglich einer Verringerung der Friedens- und vor allem der Kriegsstärken zuvorkommen und hat die Bundesrepublik auf diese Weise vor vollendete Tatsachen gestellt. Hierbei muß allerdings eingeräumt werden, daß Frankreich von je her seine Armee als Interventionsstreitkräfte betrachtet hat und dafür die Force Rapide zur Verfügung hatte, eine Truppe ähnlich den deutschen Krisenreaktionskräften, ohne Wehrpflichtige. Dazu kommt die Verfügbarkeit über die französische Fremdenlegion. Das alles ließ die ohnehin schon geringe Rolle der französischen Wehrpflichtigen weiter einschmelzen. Ferner befindet sich Frankreich nicht in einer derartigen geostrategischen Lage wie Deutschland.

Ein weiterer militärischer Faktor von Vorteil, der meiner Meinung nach mit der Wehrpflicht verbunden ist, ist die bereits angesprochene Tatsache, daß durch die Zuziehung von Personen verschiedener beruflicher Richtungen eine Flexibilisierung der Qualifikationen entsteht, die nach meiner persönlichen Erfahrung als Zugführer in der allgemeinen Grundausbildung, besonders für die militärische Auftragserfüllung unabdingbar ist. Diese flexible Einstellung gegenüber den gestellten Aufgaben läßt eine „Betriebsblindheit“ selten zu. Dazu kommt, daß Wehrpflichtige durch die Umformulierung des Soldatenbeteiligungsgesetzes mehr einbezogen werden. Ein positiver Nebeneffekt der klassischen preußisch-deutschen Militarisierung des täglichen Lebens ist die Art der deutschen „militärischen Mentalität“, die kennzeichnend ist für alle deutschen Streitkräfte seit dem 19. Jahrhundert. Damit meine ich zum einen das Zusammenwirken der verschiedenen Dienstgradgruppen, das in einem solchen Maße in der französischen oder britischen Armee undenkbar wäre, ferner die Grundlage der Auftragstaktik, was beinhaltet, daß dem deutschen Soldaten, gleich welchen Dienstgrades, lediglich das Ziel eines Befehls vermittelt wird und er in der Wahl seiner Mittel und seiner Vorgehensweise weitgehend freie Hand bekommt (außer gesetzlichen Regelungen und der Verfügbarkeit von Personal und Material). Auch dieses ist bei den Armeen unserer Bündnispartner nicht zu finden, vielmehr bemühen sich ausländische Armeen um das „Geheimnis“ der Auftragstaktik durch Teilnahme an den Lehrgängen der Führungsakademie der Bundeswehr in Hamburg. 

Der liberale Gedanke der Wehrpflicht, der vom monarchischen Preußen mißbraucht und verkehrt wurde, hat meiner Auffassung nach endlich Einzug in die deutschen Streitkräfte gefunden. Die Wehrpflicht hat in diesem dritten Anlauf ihre eigentlichen Werte in Streitkräfte, Staat und Gesellschaft in der Bundesrepublik unter Beweis gestellt.

Maßgeblich daran beteiligt ist  die Schaffung der Inneren Führung, durch Personen wie Graf von Baudissin. Die Innere Führung ist ein entscheidender Faktor der Stellung der Bundeswehr in Staat und Gesellschaft, und zieht alle Lehren, die aus der deutschen Militärgeschichte möglich waren. Das Überzeugen von Untergebenen, den Befehlen aus der Einsicht heraus zu gehorchen, sie erfüllen einen begründeten und zustimmbaren Nutzen, trägt dem modernen Menschenbild unserer Gesellschaft Rechnung und verhindert somit eine überholte Vorstellung von Befehl und Gehorsam in anderen Armeen. Befehl und Gehorsam sind der Anfang militärischen Führens, nicht jedoch der Weisheit letzter Schluß. Eine ständige Auseinandersetzung mit  gesellschaftlichen Veränderungen ist Voraussetzung für eine zeitgerechte Menschenführung und somit ein wichtiger Faktor für eine effiziente Armee.

Die Wehrpflicht führt, wie das Wort schon in sich birgt, den Menschen ihre Bürgerpflicht vor Augen, die mit allen Rechten staatlicher Organisation einher kommt.

Trotz des Wertewandels unserer Gesellschaft kann ein staatliches  System nur mit Rechten und ohne Pflichten nicht funktionieren. Gesetze einzuhalten, Steuern zu zahlen wie auch persönliche Verantwortung zu übernehmen sind entscheidende Faktoren, die ein weiteres Zusammenhalten von Staat und Gesellschaft ermöglichen.

Es steht jedoch außer Frage, daß zu der Sinnvermittlung des Wehrdienstes sich auch dessen Attraktivität steigern muß, beides läßt sich gut miteinander vereinbaren. Das „hehre Ziel“ läßt sich einfacher vermitteln, wenn die unmittelbare Umgebung optimal und sinnvoll gestaltet ist. Beide Ebenen sind somit untrennbar miteinander verbunden.

Entsprechend wurde bereits der Grundwehrdienst auf 10 Monate (mit anschließender zweimonatiger Verfügungsbereitschaft) verkürzt und eine Leitlinie zur Steigerung des Wehrdienstes herausgegeben
. Weitere Bemühungen halte ich für notwendig, wie zum Beispiel eine finanzielle Besserstellung der Wehrpflichtigen.

Eine Freiwilligenarmee würde die Grundlage und das Verständnis, auf der die Landesverteidigung der Bundesrepublik Deutschlands meiner Meinung beruht, nach negieren. Landesverteidigung ist „kein Job wie jeder andere“, sie ist kein notwendiger Dienst, von dem sich die Gesellschaft freikaufen und auf eine dienstleistungsbereite Gruppe abschieben sollte. Die Gesellschaft würde dadurch ein großes Stück ihrer Verantwortung aufgeben. Zu den unter den im Abschnitt „Öffentliche Diskussion“ angeführten Argumenten möchte ich vor diesem Hintergrund ein Beispiel nennen: Der Gedanke einer Freiwilligenarmee entspricht den Vorstellungen zum Beispiel der F.D.P. Aber gerade als liberale Partei, die ansonsten „weniger Staat“ und mehr Bürgerverantwortung fordert, müßte doch die Wehrpflichtarmee entgegenkommen, die ja den einzelnen Bürger in die Verantwortung stellt. 

Abschließend ist zu sagen, daß, auch wenn die Einführung einer Freiwilligenarmee in der Bundesrepublik Deutschland theoretisch möglich ist, die Beibehaltung der Wehrpflicht aus militärischen, real-politischen wie auch ethisch-politischen Gründen die richtige Entscheidung für die Zukunft sein wird. 
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